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 10. ersucht alle Staaten, namentlich Eritrea, die anderen Staaten in der Region und 
die Übergangs-Bundesregierung, sicherzustellen, dass ihrer Hoheitsgewalt oder Kontrolle 
unterstehende Personen und Einrichtungen mit der Überwachungsgruppe zusammenarbei-
ten; 

 11. ersucht den Residierenden und Humanitären Koordinator der Vereinten Natio-
nen für Somalia, dem Sicherheitsrat alle einhundertzwanzig Tage über die Durchführung 
der Ziffern 4 und 5 und über alle Hindernisse für die Bereitstellung humanitärer Hilfe in 
Somalia Bericht zu erstatten, und ersucht die zuständigen Organisationen der Vereinten 
Nationen und die humanitäre Hilfe gewährenden humanitären Organisationen mit Beob-
achterstatus in der Generalversammlung, dem Koordinator bei der Ausarbeitung dieser 
Berichte behilflich zu sein, indem sie sachdienliche Informationen zu den Ziffern 4 und 5 
vorlegen; 

 12. fordert alle Parteien und alle Staaten, insbesondere die Staaten der Region, ein-
schließlich der internationalen, regionalen und subregionalen Organisationen, nachdrück-
lich auf, mit der Überwachungsgruppe in ihrer Arbeit uneingeschränkt zu kooperieren und 
die Sicherheit ihrer Mitglieder sowie ungehinderten Zugang zu gewährleisten, insbesonde-
re zu den Personen, Dokumenten und Orten, bei denen die Überwachungsgruppe dies zur 
Erfüllung ihres Mandats für sachdienlich erachtet; 

 13. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befasst zu bleiben. 
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lich der Rechte oder Pflichten nach dem Seerechtsübereinkommen, in Bezug auf jede an-
dere Situation unberührt lassen, und insbesondere unterstreichend, dass die Resolution 
1897 (2009) nicht so anzusehen ist, als werde dadurch Völkergewohnheitsrecht geschaffen, 

 die Notwendigkeit betonend, die Probleme anzugehen, die sich dadurch ergeben, dass 
die Justizsysteme Somalias und der anderen Staaten in der Region nur begrenzt zu einer 
wirksamen Strafverfolgung mutmaßlicher Seeräuber in der Lage sind, 

 mit Anerkennung Kenntnis nehmend von der Hilfe, die das Büro der Vereinten Natio-
nen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung und andere internationale Organisationen 
und Geber in Abstimmung mit der Kontaktgruppe für Seeräuberei vor der Küste Somalias 
derzeit gewähren, um die Justiz- und Strafvollzugssysteme in Somalia, Kenia, den Sey-
chellen und anderen Staaten in der Region besser in die Lage zu versetzen, mutmaßliche 
Seeräuber strafrechtlich zu verfolgen und verurteilte Seeräuber im Einklang mit den an-
wendbaren internationalen Menschenrechtsnormen in Haft zu nehmen, 

 den Beitrag würdigend, den die von der Europäischen Union geführte Operation Ata-
lanta, die Operationen „Allied Protector“ und „Ocean Shield“ der Nordatlantikvertrags-
Organisation, die „Combined Task Force 151“ der multinationalen Seestreitkräfte und an-
dere in nationaler Eigenschaft in Zusammenarbeit mit der Übergangs-Bundesregierung und 
miteinander handelnde Staaten zuznd 
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 in Anerkennung der laufenden Anstrengungen innerhalb der Kontaktgruppe für See-
räuberei vor der Küste Somalias, mögliche Mechanismen zur wirksameren Strafverfolgung 
der Personen zu erkunden, die der Seeräuberei und bewaffneter Raubüberfälle auf See vor 
der Küste Somalias verdächtigt werden, 

 hervorhebend, dass Frieden und Stabilität innerhalb Somalias, die Stärkung der staat-
lichen Institutionen, wirtschaftliche und soziale Entwicklung sowie die Achtung der Men-
schenrechte und der Rechtsstaatlichkeit notwendig sind, um die Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, dass der Seeräuberei und den bewaffneten Raubüberfällen auf See vor der Küste 
Somalias auf Dauer ein Ende gemacht wird, und ferner hervorhebend, dass die langfristige 
Sicherheit Somalias von dem wirksamen Aufbau der Nationalen Sicherheitskräfte und der 
Somalischen Polizei durch die Übergangs-Bundesregierung, im Rahmen des Abkommens 
von Dschibuti und im Einklang mit einer nationalen Sicherheitsstrategie, abhängt, 

 besorgt über die Fälle, in denen der Seeräuberei verdächtigte Personen freigelassen 
werden, ohne vor Gericht gestellt zu werden, und entschlossen, Bedingungen zu schaffen, 
die gewährleisten, dass die Seeräuber zur Rechenschaft gezogen werden, 

 1. bekräftigt, dass die Anstrengungen der internationalen Gemeinschaft zur Be-
kämpfung der Seeräuberei unterlaufen werden, wenn die für seeräuberische Handlungen 
und bewaffnete Raubüberfälle auf See vor der Küste Somalias verantwortlichen Personen 
nicht strafrechtlich verfolgt werden; 

 2. fordert alle Staaten, namentlich die Staaten in der Region, auf, die Seeräuberei 
nach ihrem innerstaatlichen Recht unter Strafe zu stellen und die Strafverfolgung mutmaß-
licher Seeräuber, die vor der Küste Somalias aufgegriffen werden, sowie die Verhängung 
von Freiheitsstrafen über verurteilte Seeräuber im Einklang mit den anwendbaren interna-
tionalen Menschenrechtsnormen wohlwollend zu prüfen; 

 3. begrüßt in diesem Zusammenhang die derzeitigen Fortschritte bei der Anwen-
dung des Verhaltenskodexes der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation betreffend 
die Bekämpfung der Seeräuberei und bewaffneter Raubüberfälle gegen Schiffe im westli-
chen Indischen Ozean und im Golf von Aden (Verhaltenskodex von Dschibuti)80 und for-
dert die beteiligten Staaten auf, den Kodex möglichst bald vollständig anzuwenden; 

 4. ersucht




